
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kirsten Tackmann, Kersten Steinke, 
Dr. Gesine Lötzsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/27722 –

Wildtierhandel durch Zoos und Tierparks in Deutschland

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach § 42 Absatz 3 Nummer 7 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 
sind Zoos verpflichtet, einen Beitrag zum Schutz bedrohter Arten zu leisten. 
Jedoch werden bis heute Wildfänge, auch geschützter Arten, für Tierparks im-
portiert (vgl. Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 
16/7098). Dabei treten Probleme auf, die in dieser Anfrage kritisch untersucht 
werden sollen. Ein Beispiel hierfür ist der Import geschützter und vom Aus-
sterben bedrohter Papageien aus Dominica für eine als Zoo zugelassene Ein-
richtung in Brandenburg. Hier offenbart sich nach Ansicht der Fragesteller der 
schmale Grat zwischen Artenschutz und Wildtierhandel („Zoff um Papageien 
in Deutschland“, 16. Mai 2018, www.spektrum.de). Auch gibt es teils Exporte 
von Tieren aus deutschen Zoos ins Ausland, die Fragen bezüglich einer tier-
schutzkonformen Unterbringung solcher Vorhaben aufwerfen. Dies gilt bei-
spielsweise für den Tod eines Orang-Utans aus dem Zoo Dresden nur wenige 
Wochen nach dem Export in einen Zoo in Vietnam, obwohl dieser im Rahmen 
einer Empfehlung des Europäischen Erhaltungszuchtprogramms der zoologi-
schen Gärten (EEP) durchgeführt wurde („Dresdner Orang-Utan Duran in Vi-
etnam gestorben“, 30. Oktober 2018, www.saechsische.de). Deshalb gibt es 
kritische Stimmen gegen den geplanten Export zweier junger Orang-Utans aus 
den Zoos Leipzig und Neunkirchen nach Vietnam. Berichte des WWF geben 
zudem an, dass es aus Deutschland und anderen EU-Mitgliedstaaten einen 
kommerziellen Handel mit in Gefangenschaft gezüchteten Raubkatzen und de-
ren Körperteilen nach Asien gibt („Falling trough the System“, A TRAFFIC 
and WWF report, 2020, www.wwf.de). Auch gibt es ältere Hinweise auf die 
Abgabe geschützter Tiere von deutschen Tierparks an Jagdfarmen in Südafri-
ka („Aus dem Zoo vor die Flinte“, 8. Mai 2010, www.tagesspiegel.de). Auch 
die Praxis einiger Tierparks in Deutschland (und Europa), gesunde, „über-
schüssige“ oder für die geplante Verwendung nicht geeignete Tiere zu töten, 
trifft auf eine unsichere Rechtslage, vor allem bei Hybridzüchtungen von Un-
terarten. Das gilt z. B. für die Überlegung des Tiergartens in Nürnberg, einen 
Löwen aufgrund mutmaßlicher Zeugungsunfähigkeit zu töten („Unfruchtbarer 
Löwe könnte getötet werden“, 29. Oktober 2020, www.sueddeutsche.de), was 
ein ethisches Dilemma darstellt, wenn gleichzeitig die Zucht in den letzten 
Jahren vermehrt gefährdeter Löwen organisiert werden soll. Im Jahr 2008 
führte der Magdeburger Zoo eine unrechtmäßige Tötung von drei Tigerbabys 
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durch und wurde sowohl vom zuständigen Amts- als auch dem zuständigen 
Landessgericht wegen Verstoßes gegen das Tierschutzgesetz verurteilt („Drei 
Tigerbabys zu Unrecht getötet“, 6. Dezember 2010, www.stern.de).

 1. Wie viele und welche Exemplare von geschützten Arten, die in den An-
hängen A oder B der Verordnung (EG) Nummer 338/97 gelistet sind, 
wurden seit 2005 nach Deutschland für den Verbleib in Zoos bzw. Tier-
parks importiert (bitte detailliert nach Einfuhrjahr, Tierart, Menge in 
Stückzahl, Ursprungsland, Ausfuhrland und Zweck aufschlüsseln)?

In der Tabelle in Anlage 1* sind alle Importe von Exemplaren geschützter Ar-
ten (Anhänge A oder B VO (EG) 338/97) nach dem Einfuhrjahr aufgeführt, die 
mit Zweck Z (zoologische Gärten) oder B (Zucht in Gefangenschaft im Sinne 
von Erhaltungszuchtprogrammen) erfolgten (Stand: 23. März 2021). Damit 
sind nach Einschätzung des Bundesamts für Naturschutz (BfN) die allermeisten 
Importe für Zoos und Tierparks erfasst. Importe für andere Zwecke lassen sich 
Zoos und Tierparks nicht zuordnen. Bei den Zahlen für das Jahr 2020 handelt 
es sich um vorläufige Zahlen.

 2. Für wie viele geschützte Wildtiere, die in deutschen zoologischen Ein-
richtungen gehalten bzw. gezüchtet wurden, wurden seit 2005 Exportge-
nehmigungen ausgestellt (bitte detailliert nach Ausfuhrjahr, Tierart, Men-
ge in Stückzahl, Ursprungsland, Ausfuhrland, Herkunft und Zweck auf-
schlüsseln)?

a) In welche Länder wurden die Tiere exportiert?

b) Wie viele dieser Tiere wurden an Privatpersonen abgegeben?

c) Wie viele dieser Tiere wurden an Zirkusse abgegeben?

d) Wie viele dieser Tiere wurden an Zoos abgegeben?

e) Wie viele dieser Tiere wurden direkt an Auswilderungsprojekte abge-
geben?

f) Wie viele dieser Tiere wurden direkt von den Zoologischen Gärten 
und wie viele über private Tierhändler exportiert?

Die Fragen 2 bis 2f werden gemeinsam beantwortet.
In der Tabelle in Anlage 2* sind alle Exporte von Exemplaren geschützter Ar-
ten (Anhänge A, B oder C VO (EG) 338/97) nach dem Ausfuhrjahr aufgeführt, 
die mit Zweck Z (Zoologische Gärten), B (Zucht in Gefangenschaft im Sinne 
von Erhaltungszuchtprogrammen) oder N (Wiederansiedlung oder Auswilde-
rung) erfolgten (Stand: 23. März 2021). Damit sind nach Einschätzung des BfN 
die allermeisten Exporte von Zoos und Tierparks erfasst. Exporte für andere 
Zwecke lassen sich Zoos und Tierparks nicht zuordnen. Bei den Zahlen für das 
Jahr 2020 handelt es sich um vorläufige Zahlen.
Aus der Tabelle in Anlage 2* ergeben sich auch die Länder, in die jeweils Aus-
fuhren getätigt wurden. Nach Einschätzung des BfN erfolgen die allermeisten 
Ausfuhren von Zoos und Tierparks an Zoos. Zahlen für Exporte an Privatperso-
nen und Zirkusse liegen nicht vor.
Ausfuhren für Auswilderungsprojekte im Bestimmungsland sind in der Tabelle 
in Anlage 2* und im Regelfall mit dem Zweck „N“ aufgeführt. Es handelt sich 
dabei um insgesamt 149 Tiere.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/28309 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Zahlen für Exporte privater Händler*innen, die Tiere zuvor von einem Zoo in 
Deutschland gekauft haben, liegen der Bundesregierung nicht vor.

 3. Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass zoologische Einrichtungen 
alle Anforderungen für die Erteilung einer Betriebserlaubnis gemäß Arti-
kel 3 und Artikel 4 der Richtlinie 1999/22/EG erfüllen?

Die Vorschriften der Zoo-Richtlinie (1999/22/EG des Europäischen Rates vom 
29. März 1999 über die Haltung von Wildtieren in Zoos) werden bundesrecht-
lich in § 42 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) umgesetzt. Die Errich-
tung, Erweiterung, wesentliche Änderung und der Betrieb eines Zoos bedürfen 
der Genehmigung. Diese „Betriebserlaubnis“ wird von den zuständigen Lan-
desbehörden nach Prüfung der Voraussetzungen und Feststellung, dass diese 
eingehalten werden, erteilt.
Eine der Voraussetzungen für die Erteilung der „Betriebserlaubnis“ gemäß § 42 
Absatz 4 BNatSchG ist, dass die in § 42 Absatz 3 genannten Pflichten zur Hal-
tung und Pflege (§ 42 Absatz 3 Nummer 1 und 2 BNatSchG) eingehalten wer-
den. Nach § 42 Absatz 3 Nummer 7 BNatSchG müssen sich Zoos im Rahmen 
ihrer jeweiligen Fähigkeiten und Möglichkeiten zudem an mindestens einer der 
folgenden Aufgaben beteiligen:
• Forschung zur Erhaltung von Arten,
• Zucht in Gefangenschaft, Erneuerung des Bestandes, Wiederansiedlung von 

Arten in ihren natürlichen Lebensräumen,
• Ausbildung in erhaltungsspezifischen Kenntnissen und Fähigkeiten.
Die weitere Konkretisierung liegt in der Verantwortung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörden.
In Deutschland gelten rechtsverbindliche Regelungen, die die tierschutzgerech-
te Haltung von Tieren in zoologischen Einrichtungen sicherstellen. Hier ist vor 
allem § 2 des Tierschutzgesetzes zu nennen, dessen Einhaltung Grundvoraus-
setzung für die Erteilung einer Erlaubnis zum Halten von Tieren in einem zoo-
logischen Garten gemäß § 11 des Tierschutzgesetzes ist. Das Bundesministeri-
um für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) hat, um die im Tierschutzgesetz 
vorgeschriebenen Haltungsgrundsätze zu konkretisieren, u. a. das „Gutachten 
über Mindestanforderungen an die Haltung von Säugetieren“ herausgegeben. 
Dieses Gutachten dient sowohl den Tierhalter*innen als auch den zuständigen 
Behörden der Länder als Orientierungshilfe bei der Einrichtung, Genehmigung 
und Überwachung der in Frage stehenden Tierhaltungen.

 4. Gibt es bundesweit einheitliche Vorgaben für die Länder, um zu beurtei-
len, ob und in welchem Umfang der nach § 42 Absatz 3 Nummer 7 
BNatSchG festgehaltene Beitrag zoologischer Einrichtungen zum Schutz 
bedrohter Arten geleistet wird?

Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen.
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 5. Wie viele und welche der von deutschen Zoos bzw. Tierparks gezüchte-
ten Tiere konnten nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2005 erfolg-
reich ausgewildert werden, und inwiefern wurden dabei die IUCN-
Kriterien für Wiedereinbürgerung berücksichtigt (bitte detailliert nach 
Arten, Anzahl und Jahr aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse darüber vor, wie viele in deut-
schen Zoos/Tierparks gezüchtete Tiere seit dem Jahr 2005 insgesamt erfolg-
reich ausgewildert wurden.
Im Fall von Exemplaren, die nach CITES Anhang I und II geschützt sind, prüft 
das BfN im Kontext von Genehmigungsanträgen, ob eine Ein- oder Ausfuhr 
zum Zweck der Auswilderung dem Arterhalt abträglich ist. Dabei wird auch 
berücksichtigt, ob das Auswilderungsprojekt wissenschaftlich begleitet wird.
In dem abgefragten Zeitraum wurden für Auswilderungsprojekte Tiere der fol-
genden Arten in die folgenden Länder exportiert: Leptailurus serval (Serval), 
Tunesien; Addax nasomaculatus (Mendesantilope), Tunesien; Equus przewals-
kii (Przewalski-Pferd), Kasachstan; Gypaetus barbatus (Bartgeier), Schweiz; 
Mauremys annamensis (Annam-Sumpfschildkröte), Vietnam; Cyanopsitta spi-
xii (Spixara), Brasilien; Aythya nyroca (Moorente), Israel; Pandion haliaetus 
(Fischadler), Schweiz; Crocodylus mindorensis (Philippinenkrokodile), Philip-
pinen. Das Jahr der einzelnen Ausfuhrvorgänge ist jeweils in der Tabelle in An-
lage 2* aufgeführt.
Im Folgenden werden zwei aktuelle Beispiele (international und national) zu 
Auswilderungsprojekten unter Beteiligung von Zoos genannt:
Das BfN genehmigte im Jahr 2020 z. B. die erste Rückführung von zwei im 
Kölner Zoo im Rahmen des ESB (European Studbook) gezüchteten und akut 
vom Aussterben bedrohten Philippinenkrokodilen (CITES Anhang I), deren 
Wildpopulation nur noch rund 100 Exemplare umfasst. Die zuvor genetisch 
identifizierten Exemplare werden auf den Philippinen für eine wissenschaftlich 
begleitete und den IUCN-Kriterien entsprechende Aufstockung der Wildpopu-
lation bereitgestellt. Das Projekt wird durch CPPI (Crocodylus Porosus Philip-
pines, Inc.) in Zusammenarbeit mit dem DENR-PWRCC (Department of Envi-
ronment and Natural Resources – Palawan Wildlife Rescue & Conservation 
Center) koordiniert. Die Tiere werden in einer entsprechenden Anlage zunächst 
auf die Auswilderung in einem Schutzgebiet vorbereitet. Weitere Rückführun-
gen zu dem Zweck der Aufstockung sowie begleitende wissenschaftliche Frei-
landuntersuchungen, auch zur Identifizierung potentieller weiterer Auswilde-
rungsgebiete, sind geplant (siehe hierzu auch Manalo et al. 2020, Newsletter 
der IUCN Crocodile lizard specialist group, Vol. 39 No. 4).
Ein Beispiel für ein wissenschaftlich begleitetes nationales Auswilderungspro-
jekt einer nicht CITES-geschützten Art ist die Erhaltung der heimischen und lo-
kal gefährdeten Wechselkröte im Kölner Raum. Das Projekt wird gemein-
schaftlich von der NABU-Naturschutzstation Leverkusen-Köln, dem Kölner 
Zoo und der TU Braunschweig durchgeführt und durch wissenschaftliche Stu-
dien (z. B. Bestands- und Gefährdungsanalysen, Genetik, Krankheiten) im Sin-
ne des One Plan Approach begleitet. In diesem Rahmen wurden in den letzten 
Jahren bereits etliche im Kölner Zoo aufgezogene Kröten ausgewildert. Im Jahr 
2020 wurden 60 Tiere in einem zuvor eigens angelegten Trittsteinbiotop ausge-
wildert. Das Projekt wurde im Jahr 2019 als Projekt der UN-Dekade Biologi-
sche Vielfalt ausgezeichnet (siehe auch https://www.undekade-biologischevielf
alt.de/projekte/aktuelle-projekte-beitraege/detail/projekt-details/show/Wettbew
erb/2428/).

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/28309 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 6. Wie oft scheiterte nach Kenntnis der Bundesregierung die Auswilderung 
der in Frage 5 benannten Tiere, und aus welchen Gründen?

Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen.

 7. Werden die in den Fragen 5 und 6 benannten Auswilderungen nach 
Kenntnis der Bundesregierung mit wissenschaftlichen Projekten beglei-
tet, um die Erfolgsquoten zu erhöhen?

Wenn ja, welche Projekte sind dies, und mit welchen Summen aus wel-
chen Quellen über welchen Zeitraum laufen und liefen diese mit welchen 
Ergebnissen?

Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen.

 8. Erfasst die Bundesregierung, wie viele Gelder von deutschen Zoos bzw. 
Tierparks für In-situ-Artenschutzmaßnahmen zur Verfügung gestellt wer-
den?

Falls ja, wie hoch waren diese Beiträge jährlich seit 2005 (bitte detailliert 
nach Arten, Summe und Jahr aufschlüsseln)?

Die Bundesregierung erfasst diese Informationen nicht.

 9. Wie viele aus Zirkusbetrieben abgegebene oder von Privathaltern be-
schlagnahmte Wildtiere wurden nach Kenntnis der Bundesregierung seit 
dem Jahr 2005 in zoologischen Einrichtungen aufgenommen, und um 
welche Tierarten handelte es sich hierbei (bitte detailliert nach Arten, 
Anzahl und Jahr aufschlüsseln)?

Die zoologischen Einrichtungen spielen bei der Unterbringung abgegebener 
oder beschlagnahmter lebender Tiere eine Rolle. Der Bundesregierung liegen 
jedoch keine Informationen dazu vor, wie viele Tiere von Zirkussen oder Pri-
vatpersonen in Deutschland abgegeben oder beschlagnahmt wurden, da dies in 
die Zuständigkeit der Bundesländer fällt.

10. Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass Wildtiere, die von deutschen 
Zoos exportiert werden, nur an ausländische Einrichtungen abgegeben 
werden, die Tierschutzstandards innerhalb Deutschlands und der EU ent-
sprechen?

Die artenschutzrechtliche Genehmigungspflicht für die Ausfuhr geschützter 
Tiere sieht keine Prüfung der Unterbringung im Bestimmungsland durch das 
Ausfuhrland vor. Auch aus dem Tierschutzrecht ergibt sich keine entsprechen-
de Einflussmöglichkeit.

11. Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass bei geschützten Arten die in 
der EU-Verordnung 338/97 enthaltenen Vorgaben zum Schutz lebender 
Tiere bei der Einfuhr (Artikel 4), der Beförderung und Abgabe (Artikel 
8) von Tieren eingehalten werden?

Die Verordnung (EG) Nummer 338/97 enthält Verpflichtungen, z. B. bezüglich 
der Einfuhr (Artikel 4), der Vermarktung in der EU (Artikel 8) sowie der Beför-
derung innerhalb der EU (Artikel 9), zum Schutz lebender Exemplare geschütz-
ter Arten. Diese Regelungen gelten direkt und unmittelbar. Verstöße gegen die-
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se Verpflichtungen können aufgrund von Vorschriften im BNatSchG als Ord-
nungswidrigkeit oder Straftat geahndet werden.
Das BfN ist als Bundesbehörde für den Bereich der Ein- und Ausfuhrgenehmi-
gungen sowie Wiederausfuhrbescheinigungen zuständig. Auf Antrag werden 
die erforderlichen Genehmigungen erteilt, wenn die Voraussetzungen für die 
Erteilung erfüllt sind. Im Hinblick auf Einfuhrgenehmigungen nach Artikel 4 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 wird u. a. geprüft, ob die vorgesehene Unter-
bringung am Bestimmungsort für die Erhaltung und Pflege angemessen ausge-
stattet ist. Im Falle einer Bescheinigungspflicht nach Artikel 9 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 von lebenden Exemplaren streng geschützter Arten, die nach 
Deutschland verbracht werden sollen, prüft das BfN ebenfalls, ob die am Be-
stimmungsort für ein lebendes Exemplar vorgesehene Unterbringung für dessen 
Erhaltung und Pflege angemessen ausgestattet ist.
Die Zollbehörden wirken bei der Überwachung des Verbringens von Tieren 
oder Pflanzen, die den Regelungen der Verordnung (EG) Nr. 338/97 unterlie-
gen, im Warenverkehr mit Drittstaaten mit. Bei der Einfuhr von Arten der An-
hänge A oder B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 sind der zur Abfertigung von 
artengeschützten Exemplaren befugten Eingangszollstelle eine Einfuhrgeneh-
migung des BfN und – soweit dies in der Einfuhrgenehmigung festgelegt ist – 
das (Wieder-)Ausfuhrdokument des Ausfuhrstaats im Original vorzulegen. Bei 
der Einfuhr von Arten der Anhänge C oder D der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
ist der zur Abfertigung von artengeschützten Exemplaren befugten Zollstelle 
eine Einfuhrmeldung vorzulegen. Die voraussichtliche Ankunftszeit lebender 
Tiere ist der Zollstelle unter Angabe der Art und Zahl der Tiere mindestens 
18 Stunden vor der Ankunft mitzuteilen.
Aus tiergesundheitsrechtlichen Gründen können lebende Tiere daneben auch 
nur über Zollstellen mit zugeordneter Grenzkontrollstelle (Grenzveterinär) un-
ter Vorlage eines „Gemeinsamen Gesundheitseingangsdokuments (GGED)“ als 
Nachweis für die erfolgte tiergesundheitsrechtliche Kontrolle eingeführt wer-
den.

12. Welche Informationen liegen der Bunderegierung vor, wie häufig „über-
schüssige“, für den geplanten Zweck nicht verwendbare, unerwünschte 
oder den Zuchtzielen nicht entsprechende Zootiere in zoologischen Ein-
richtungen in Deutschland seit 2005 getötet wurden (bitte detailliert nach 
Arten, Anzahl und Jahr aufschlüsseln)?

Für den Vollzug von Tierschutz- und artenschutzrechtlichen Vorschriften sind 
die Behörden der Länder zuständig. Diese entscheiden im konkreten Einzelfall, 
ob eine Tötung von Zootieren den maßgeblichen rechtlichen Bestimmungen 
entspricht. Eine Pflicht zur Berichterstattung über derartige Maßnahmen an die 
Bundesregierung besteht nicht. Entsprechend hat die Bundesregierung keine 
Kenntnis über die Zahl der seit dem Jahr 2005 in zoologischen Einrichtungen 
in Deutschland getöteten Tiere.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 13 verwiesen.
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13. Hält es die Bundesregierung, angesichts der zuvor genannten Fälle vom 
Tierschutzgesetz nicht abgedeckter Tötungen gesunder Tiere, für ange-
bracht, Vorgaben zur Beschränkung der Zucht, zur Abgabe (Vorgaben 
bezüglich geeigneter Empfänger) bzw. zum Handel mit Zootieren zu ma-
chen?

Falls nein, wieso nicht?

Nach § 1 des Tierschutzgesetzes darf niemand einem Tier ohne vernünftigen 
Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen. Demnach bedarf es für die 
Tötung eines Tieres eines vernünftigen Grundes. Der/die Tierhalter*in ist dafür 
verantwortlich, alle Mittel auszuschöpfen, um eine Tötung des Tieres zu ver-
meiden. Dies schließt auch vorsorgliche Managementmaßnahmen, zum Bei-
spiel in Bezug auf die Zuchtplanung mit ein. Insofern sieht die Bundesregie-
rung keinen weiteren Regelungsbedarf.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 12 verwiesen.

14. Wie beurteilt die Bundesregierung den kommerziellen Handel mit in Ge-
fangenschaft geborenen Tigern und anderen Raubkatzen für kommerziel-
le Zwecke (z. B. zur Verwendung in der asiatischen Medizin)?

Soweit bekannt, existiert in Deutschland kein kommerzieller Betrieb für die 
Zucht von Tigern. Eine besondere Nachfrage nach Knochen oder anderen Ti-
gerteilen, z. B. zur Verwendung in der „traditionellen asiatischen Medizin“, be-
steht nach Kenntnis der Bundesregierung in Deutschland nicht.
Soweit das BfN die Ausfuhr von gezüchteten Tigern nach Asien genehmigt hat, 
lagen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die Tiere für Zwecke der asiatischen 
Medizin genutzt würden.

15. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Ausfuhr von Tier-
en an ausländische Einrichtungen zu unterbinden, die hiesigen Tier-
schutzstandards nicht entsprechen?

Die artenschutzrechtliche Genehmigungspflicht für die Ausfuhr geschützter 
Tiere sieht keine Prüfung der Unterbringung im Bestimmungsland durch das 
Ausfuhrland vor. Auch aus dem Tierschutzrecht gibt sich keine entsprechende 
Einflussmöglichkeit.
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